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Aufgrund Art. 81 der Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §§ 4
und 5 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254) geändert worden ist und in Verbin-
düng mit Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-1), die
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 573) geändert worden
ist, erlässt die Gemeinde Hausen folgende Satzung:

Ortsaestaltunassatzuna der Gemeinde Hausen mit Ortsteil Roth

(OGSl

Präambel

(1) Ziel dieser Regelungen ist es, die gewachsene Gestalt des Ortskerns der Gemeinde Hausen
mit Ortsteil Roth in seiner Eigenart und Eigentümlichkeit zu erhalten, zu schützen und zu pfle-
gen sowie neue städtebauliche und bauliche Qualitäten zu fördern und zu entwickeln. Die Sat-
zung soll zu einer positiven Ortskernentwicklung beitragen und Missgriffe verhindern bzw. zu-
rücknehmen.

§1

Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

(1) Das ortsbildprägende Baugefüge ist bei allen baulichen Maßnahmen grundsätzlich zu berück-
sichtigen und zwar in Bezug auf Form, Maßstab, Werkstoffe sowie Verhältnis der Baumassen
und Bauteile zueinander. Die ortstypischen Hofanlagen mit Haupt- und Nebengebäuden soll-
ten, sofern noch vorhanden, in ihrer Eigenart erhalten bleiben. Baukörper sind durch Über-
nähme herkömmlicher Gliederungselemente so zu gestalten, dass sie der ortsbildprägenden
baulichen Substanz entsprechen. Die Baufluchten sind zu erhalten. Die Trauf- und Firsthöhen
von Neubauten richten sich nach der nachbarschaftlichen Bebauung. Nebengebäude müssen
in einem angemessenen Größenverhältnis zum Hauptgebäude stehen.

(2) Notwendige Veränderungen müssen sich am Bestand orientieren und in die umgebende Sub-
stanz einfügen.

(3) Vorhandene Gestaltungsmängel sind im Zuge baulicher Maßnahmen im Sinne dieser Satzung
zu beseitigen.

(4) Erhaltung, Modemisierung und Sanierung der vorhandenen Bausubstanz hat Vorrang gegen-
über dem Neubau.

§2

Anforderungen an die Genehmigungsunterlagen

(1) Zur Beurteilung genehmigungsbedürftiger Vorhaben i. S. dieser Satzung sind von der Bauher-
rin oder dem Bauherrn Unterlagen vorzulegen, aus denen erkennbar ist, ob das Vorhaben den
Bestimmungen der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung entspricht.



(2) Das Einfügen des Vorhabens in die Umgebung ist durch Darstellung im Lageplan Maßstab
1:1000 oder 1:500, geeignete Fotos / Fassadenansichten (Bestand und Planung) aus dem
Straßenraum darzustellen.

(3) Aus der Baubeschreibung muss die Wahl der Materialien und Farben etc. erkennbar sein.
(Bildbeispiele, Farbkarten, Fotos usw. ).

(4) Bei der geplanten Anbringung oder Änderung von Werbeanlagen ist diese durch Fassadenan-
sichten (Fotos / Zeichnungen) darzustellen. Auch ist die vorgesehene Ausführung (Form, Ma-
terial, Farbe) darzustellen.

§3

Räumlicher Geltungsbereich

(1) Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Gemeinde Hausen mit Ortsteil Roth.

(2) Der Umgebungsbereich ist auf den beiliegenden Lageplänen im Maßstab 1:3000 dargestellt
und abgegrenzt. Diese Lagepläne sind Bestandteil dieser Satzung.

§4

Sachlicher Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für Anlagen, die bauliche Anlagen im Sinne der Bayerischen Bauordnung
sind oder als solche gelten. Sie gilt auch fürWerbeanlagen aller Art. Sie enthält Regelungen für
die Errichtung, Änderung, Instandsetzung, Unterhaltung und den Abbruch der in Satz 1 und 2
genannten Anlagen sowie für die Gestaltung von Freifiächen, Einfriedungen, Außenanlagen
und Antennenanlagen.

(2) Sind in einem bestehenden Bebauungsplan oder einer anderen städtebautichen Satzung Fest-
Satzungen über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen getroffen, so bleiben diese von der
örtlichen Bauvorschrift unberührt.

(3) Höherrangige baurechtliche Vorschriften (BauGB, BauNVO, BayBO usw.) und die Bestimmun-
gen des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) haben Vorrang vor dieser Satzung,
insbesondere wird die Erlaubnispflicht nach dem Denkmalschutzgesetz nicht ersetzt.

(4) Vorhandene bauliche Anlagen genießen im Sinne der Gestaltungssatzung Bestandsschutz,
auch wenn sie den Festsetzungen dieser Gestaltungssatzung widersprechen. Dies gilt insbe-
sondere auch für die Gestaltung von gewerblichen Gebäuden, Werbeanlagen und Hoftoren. Bei
Änderungen bzw. Erneuerungen sind jedoch die Festsetzungen der Satzung einzuhalten.

§5

Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind Anlagen im Sinne von Art. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
insbesondere auch Werbeanlagen und Einfriedungen.

(2) Dachaufbauten sind Dachgauben, Dachliegefenster, Schornsteine sowie auf dem Dach aufge-
brachte Antennen-, Photovoltaik-, und Kollektoranlagen.

(3) Einzelne Gauben sind Dachgauben mit einem einzelnen stehenden Fenster. Doppetgauben
sind Dachgauben, in die zwei stehende Fenster integriert sind. Dreifach- oder Mehrfachgau-
ben sind Dachgauben mit drei oder mehr stehenden Fenstern.



(4) Grelle Farben sind Z. B. stark leuchtende, ungebrochene Farben und Neonfarben.

(5) Werbeanlagen im Sinne dieser Satzung sind alle ortsfesten Einrichtungen, die derAnkündi-
gung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom öffentlichen
Verkehrsraum aus einsehbar sind, auch wenn es sich nicht um bauliche Anlagen handelt.

(6) Einheimische Holzarten sind alle Gehölze, die in Deutschland heimisch sind oder im größeren
Umfang kultiviert werden, Z.B. Eiche, Fichte, Kiefer, Lärche.

§6

Denkmalschutz

(1) Die Bestimmungen des Denkmalschutzes (DSchG) bleiben von dieser Satzung unberührt,
d. h. alle geplanten Maßnahmen an Bau- und Kunstdenkmälem sowie in deren Nahbereich be-
dürfen der frühzeitigen Abstimmung mit dem Landratsamt Rhön-Grabfeld sowie der Erlaubnis
gemäß Denkmalschutzgesetz. Denkmäler sind zu erhalten und zu pflegen. Neu-, Um-oder
Anbauten müssen sich in Form, Gestaltung und Material an dem historischen Vorbild orientie-
ren.

§7

Bauliche Details

(1) Historische Details wie beispielsweise Malereien, Schnitzereien auf Fachwerkpfosten, Verzie-
rungen auf Konsolsteinen, Torbögen oder Gesimsen, Dachreiter, Hausfiguren, Inschriften,
Wappen, Hauszeichen, Wasserspeier, Steinbänke, Ecksteine, Radabweiser und Brunnensäu-
len sind an der ursprünglichen Stelle zu erhalten, zu pflegen und sichtbar zu belassen.

§8

Städtebauliche Gestaltungsziele, Baukörper

(1) Sämtliche Vorhaben haben sich am Bestand der unmittelbaren Umgebung zu orientieren und
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die
überbaut werden soll, in das einheitlich gewachsene Ortsbild einzufügen.

(2) Neu- und Umbauten müssen sich an der vorhandenen Bebauung ausrichten. Dies gilt insbe-
sondere für die Gliederung des Baukörpers, die Anzahl der Geschosse, die Dachform und
Dachneigung, die Firstrichtung sowie die Trauf- und Firsthöhe des Gebäudes, die Erschlie-
ßung sowie den Hofabschluss zur Straße.

(3) Bei Neubauten sollte die Geschlossenheit der Straße und Platzräume zum öffentlichen Raum
gewahrt werden. Die vorhandene Parzellenstruktur sollte in ihrer Auswirkung auf die Baustruk-
tur und das Straßenbild erhalten bleiben. Breite und Tiefe der Bauten müssen sich an den vor-
handenen Gebäudebreiten orientieren, damit das Erscheinungsbild der Straße erhalten bleibt.

(4) Hofanlagen sollten in ihrer ursprünglichen Grundstruktur erhalten bleiben.

(5) Anbauten sind den Hauptgebäuden in der Höhe und Gestaltung deutlich erkennbar unterzu-
ordnen.

§9

Dachformen



(1) Dächer sind in ihrer Form, ihrer Stellung zur Straße und ihrer Neigung dem historischen Be-
stand der Umgebung entsprechend auszuführen.

(2) Zulässige Dachformen sind Satteldächer und Walmdächer (auch Krüppelwalm). Die Dächer
sind symmetrisch auszuführen, d. h. die Dachneigung ist für beide Seiten gleich auszuführen,
der First liegt mittig. Bei denkmalgeschützten und ortsbildprägenden historischen Gebäuden
sind vorhandene Dachformen wie Z.B. Walm-, Krüppelwalm- oder Mansarddächer zu erhal-
ten bzw. bei Erneuerungsmaßnahmen wiederherzustellen.

(3) Die überlieferte Dachneigung historischer Gebäude ist bei einer Sanierung in jedem Fall bei-
zubehalten.

(4) Dächer von Neubauten des Hauptbaukörpers sind als Satteldächer oder Walmdächer auszu-
bilden. Die zulässige Dachneigung bei Satteldächern beträgt 45° ± 3°. Die zulässige Dachnei-
gung bei Walmdächern wird auf 25° bis 35° festgesetzt.

(5) Die Dächer der Nebengebäude und Garagen sollen der Dachform der Hauptgebäude ange-
passt werden.

(6) Für Nebengebäude und Anbauten, bei untergeordneten Gebäuden und Nebenanlagen an we-
nig einsehbaren Bereichen sind auch Pultdächer mit einer Dachneigung von mindestens 15°
zulässig.

(7) Flachdächer sind lediglich für kleinere, untergeordnete Dachflächen, die als Terrasse genutzt
oder begrünt werden, zulässig.

§10

Dacheindeckung

(1) Als Dacheindeckung des Hauptgebäudes dürfen nur rote, rotbraune, naturrote und in diesen
Farben geflammte Dachziegel oder Betondachsteine verwendet werden. Nicht zulässig sind
glänzende, engobierte und glasierte Dachziegel.

(2) An Nebengebäuden mit flach geneigten Dachflächen unter 25 ° sind Metallschindetn, Steh-
falzblech und Trapezbleche in den Farben rot bis braun und grau bis graubraun zu verwen-
den. Ausgeschlossen sind glänzende Materialien, Folien und Kunststoffe.

(3) Die Dacheindeckung ist je Gebäude in Material und Farbgebung einheitlich zu gestalten.

(4) Dachgauben sind in der Deckung des Hauptdaches zu decken.

§11

Dachdetails

(1) Als Dachaufbauten sind Gauben erlaubt. Gauben sind mit Satteldach, Schteppdach oder
Walmdach auszubilden. Sie haben sich nach Anzahl, Art, Maß und Anordnung auf die Cha-
rakteristik des Hauptgebäudes und die Gliederung der Gebäudefassade abzustimmen. Ein-
zelgauben sind bis zu einer Breite von 1,25 m und Doppelgauben bis zu einer Breite von 2, 50
m zulässig. Die Gesamtbreite aller Gauben darf maximal Vi derTrauflänge betragen.

(2) Die Außenwände der Dachaufbauten sind in Farbe und Material wie die zugehörige Fassade
auszuführen. Der Einbau von Schiefer oder schieferähnlichen Material ist zulässig. Die Wan-
gen von Gauben können alternativ als Metallblech aus nicht glänzendem Material oder gestri-
chen verkleidet ausgeführt werden- Die Eindeckung soll der des Haupthauses entsprechen.



(3) Dachljegefenster sind in angemessener Größe (max. 78 cm x 140 cm) zulässig. Eine Reih ung
ist nicht zulässig.

(4) Dacheinschnitte sind nur ausnahmsweise nach Prüfung des Einzelfatls zulässig, wenn sie
vom öffentlichen Straßenraum aus nicht einsehbar sind. Dabei müssen Dacheinschnitte im
Maßstab und Proportion für Gebäude und Dachfläche gestalterisch verträglich sein und dürfen
eine Einzelgröße in der Breite von maximal 3,50 m nicht überschreiten. Ein gestalterisch an-
gemessener Mindestabstand zu Ortgang, Traufe und First ist einzuhalten.

(5) Schornsteine und Kamine müssen am First oder in Firsthöhe aus dem Dach stoßen. An der
Fassade entlang geführte Schornsteine oder Abgasrohre sind unzulässig. Edelstahlkamine
sind nur im straßenabgewandten Bereich zulässig. LAS Systeme von Brennwertthermen sind,
soweit sie über das Dach geführt werden, in Dachfarbe herzustellen und müssen wie Kamine
in Firstnähe austreten.

(6) Schneefangeinrichtungen dürfen als Gitter und Haken ausgeführt werden. Das Anbringen von
Rundhölzern als Schneefangsicherung ist zulässig.

(7) Dachrinnen Verwahrungen und Fallrohre sind in handwerklicher Verarbeitung mit dem übli-
chen Material (Kupfer, Zink) auszuführen oder müssen in einem dem Dach bzw. der Fassade
angepassten, zurückhaltender Farbe gestrichen werden. Nicht zugelassen ist Kunststoff als
Material. Fallrohre sind grundsätzlich nur senkrecht zulässig.

§12

Garagen, Nebengebäude

(1) Wandflächen von Garagen und Nebengebäuden sind nur verputzt oder mit Holzkonstruktion
zulässig.

(2) Als Eindeckungsmaterial zulässig sind Tonziegel, Trapezbleche oder Betondachsteine, nicht
glänzend, in ziegelroter Farbe (rotorange bis rotbraun).

(3) Profilierte, großflächige selbsttragende Dachdeckungsmaterialien wie Z. B. Doppelstegplatten
oder Wellplatten sowie Dichtdacheindeckungen wie Z. B. Dachpappen oder Dachfolien~sind
nicht zulässig.

§13

Außenwände und Fassaden

(1) Mauerwerk ist zu verputzen. Zulässig sind Sandsteinfassaden, Putzfassaden und Sichtfach-
werksfassaden.

(2) Sandsteinoberflächen (Sandsteinmauerwerk und Sandsteingewände) sind, soweit vorhanden,
als Sichtflächen zu erhalten und zu pflegen.

(3) Vorhandenes Sichtfachwerk ist zu erhalten und zu pflegen. Verputztes oder verkleidetes
Fachwerk soll nach Möglichkeit, wenn es nach Material und Verarbeitung als Sichtfachwerk
geeignet ist, die Verkleidung nicht historische Gründe hat und das Sichtfachwerk für das Orts-
bild bereichernd wirkt, erhalten bleiben.

(4) Putzfassaden sind mit Glattputz in traditioneller, handwerklicher Verarbeitung herzustellen.
Die Putzflächen sind in gedeckten Farben zu streichen.

(5) Holzverechalungen sind auf der Giebelseite zulässig, sofern es sich um ein untergeordnetes
Bauteil handelt und sich die Verschalung in das Fassadenbild und die nähere Umgebung ein-
ordnet. Abweichend hiervon können sie in rückwärtigen Bereichen und an Nebengebäuden
zugelassen werden, wenn sie sich in das Fassadenbild und in die nähere Umgebung einfü-
gen.



(6) Oberflächenmaterialien von Fassaden bzw. Fassadenteilen, wie Z. B. Gebäudesockel und an-
dere Bauteile, insbesondere aus Metall, poliertem oder geschliffenen Naturstein, Faserze-
mentplatten, Kunststoffplatten, Spaltklinker oder Fliesen sind nicht zulässig.

(7) Bestehende Gliederungselemente wie Erker, Stirnbretter, Gesimse, Pfosten, Sichtfachwerk,
Gewände und sonstiges sind detailgetreu zu erhalten.

§14

Außenliegende Wärmedämmung

(1) Außendämmung von Fassaden aus Sichtfachwerk oder Sichtmauerwerk ist nicht zulässig.

(2) An Putzfassaden von Gebäuden, die keine Baudenkmäler sind, darf außenliegende Wärme-
dämmung aufgebracht werden. Die Wärmedämmung muss für mineralische Putze und Anstri-
ehe geeignet sein.

(3) Bei Außendämmung von Fassaden müssen vorhandene Gliederungselemente wie Laibun-
gen, Lisenen, Gurte und Gesimse wiederhergestellt werden.

(4) Nach Entscheidung im Einzelfall kann verlangt werden, dass die Dachränder so anzupassen
sind, dass ihre charakteristische Form erhalten bleibt.

(5) Bei einer Außendämmung von Bestandsgebäuden sollen die ortsbildtypischen Details jin So-
ekel, Fenster- und Türöffnungen, Ortgang und Traufe so ausgeführt werden, dass die Fassa-
dengestalt nicht beeinträchtigt wird.

§15

Wandöffnungen

(1) Anzahl und Größe von Wandöffnungen in den Außenwänden müssen deutlich den Charakter
einer Lochfassade haben, d. h. der Anteil der Wandöffnungen muss deutlich geringer sein als
der der Wandflächen.

(2) Wandöffnungen sind so anzuordnen, dass die Wandflächen rhythmisch gegliedert werden.
Öffnungen sind überwiegend gleich groß zu gestalten.

(3) Nicht zulässig sind Fensterbänder sowie Fenster über Eck. Über zwei Geschosse reichende
Wandöffnungen oder flächige Fassadenverglasungen sind an vom öffentlichen Verkehrsraum
einsehbaren Fassaden ausgeschlossen.

§16

Dachdämmung

(1) Die Dachdämmung ist, außer bei einem Neubau, zwischen oder unter den Sparren einzubauen.

(2) Ist dies technisch nicht möglich, kann auf Antrag im Einzelfall eine Aufdachdämmung als Ab-
weichung zugelassen werden. Die Dachränder sind dann so anzupassen, dass die zusätzliche
Aufbauhöhe kaschiert wird.

§17

Farbe



(1) Bei der Änderung der Anstriche von Fassaden und Außenbauteilen, wie Z. B. Fensterläden o-
der Türen, sind Farben in dem Ortsbild charakteristischen Tönen zu verwenden. Bei jeglicher
Neugestaltung der Fassaden ist zur Farbbestimmung die Zustimmung der Gemeinde notwen-
dig. Das Anbringen von Farbmustern kann verlangt werden.

(2) Weiße und sehr helle, schwarze und sehr dunkle Putzflächen, grelle Farben und metallisch
glänzende Materialien sind im gesamten Altortbereich untersagt.

(3) Für Wandanstriche sind Kalk- und Mineralfarben zu verwenden. Abweichend davon können
andere Farben verwendet werden, wenn dies aus technischen Gründen notwendig ist.

§18
Fenster

(1) Fenster bis 0, 80 m lichter Breite können einflügelig hergestellt werden. Bei größerer Breite
müssen die Fenster mindestens zweiflügelig ausgeführt werden. Eine Sprosseneinteilung soll
einheitlich angelegt werden.

(2) Glänzende Materialien sind als Fensterrahmen und Fensterbänken nicht zulässig.

(3) Rollläden sind nur dann zulässig, wenn sie farblich den Fenstern und Fassaden angepasst
werden. Der Rolllandenkasten sollte in der Fassade unsichtbar sein. Fensterläden sind zu er-
halten.

(4) Schaufenster sind in Ausnahmefällen zulässig. Größe und Form von Schaufenstern sollten
zum Charakter des Gebäudes passen. Für Schaufenster empfehlen sich Formate vom Quad-
rat bis zum stehenden Rechteck. Die Einordnung der Schaufenster sollte nach den Gliede-
rungsgrundsätzen der Lochfassade erfolgen und die jeweiligen Größen und Proportionen das
Gesamterscheinungsbild der Fassade berücksichtigen.

(5) Noch vorhandene historische Türen und Tore sollten erhalten und unter der Voraussetzung,
dass der Anspruch auf Sicherheit und Dichtigkeit gewährleistet ist, saniert werden. Straßen-
seitige Hoftore und Haustüren sind nach Möglichkeit in Holz auszuführen. Glänzende Materia-
lien sind nicht zulässig.

§19

Vordächer, Eingangstreppen

(1) Vordächer als Sicht- und Wetterschutz sind zurückhaltend zu gestalten. Sie können als Glas-
verdachung gestaltet oder als filigrane und transparente Stahl-Glas Konstruktion ausgeführt
werden.

(2) Vordächer sind nur über dem Eingangsbereich zulässig; sie dürfen maximal 0,60 m breiter als
das lichte Maß der zu überdachenden Eingangstür sein und eine Auskragung von maximal
0,80 m nicht überschreiten. Sie dürfen wesentliche Architekturdetails nicht überschneiden.

(3) Treppenstufen an der Straßenfront sind vorzugsweise in Naturstein auszuführen. Ab drei Stei-
gungen (50 cm Absturzhöhe) ist ein hlandlauf vorzusehen. Der Handlauf und ein eventuelles
Geländer sollten aus möglichst schlanken Metallprofilen bestehen. Alternativ ist die Verwen-
düng von Holz möglich.

§20

Balkone, Loggien, Wintergärten



(1) An Straßenfassaden ist die Neuerrichtung von Balkonen, Loggien, Terrassen, Lauben, Erkern
und Wintergärten nicht zulässig.

(2) Form, Material und Farbe sind der Fassadengestaltung anzupassen. Anlagen mit Seitenwän-
den sowie Kunststoffabdeckungen sind nicht zulässig.

§21

Markisen

(1) Markisen sind straßenseitig nur über Ladeneingängen und Schaufenstern zulässig und sind
entsprechend der Schaufenstergliederung in einzelne Stücke aufzuteilen. Farbe und Material
sind auf die Fassade und deren Umgebung abzustimmen. Markisen müssen an Gehwegen
eine lichte Durchgangshöhe von mindestens 2, 30 m haben. VsrkehrsreRhtliche Vorschriften
bleiben unberührt.

§22

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie

(1) Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind in Verbindung mit Gebäuden ausschließlich
auf Dächern als Teil der Dachfläche zulässig. Sie können auf Dachflächen montiert werden,
sofern sie nicht aufgeständert sind. Sie sind mit einem hohen Wirkungsgrad zu wählen, um
die erforderliche Fläche möglichst gering zu halten.

(2) Die Anlagen sollen wo immer möglich in rechteckiger oder quadratischer Form installiert wer-
den.

(3) Lücken, nicht zusammenhängende Anlageflächen oder gezackte Ränder sind nur erlaubt,
wenn sie durch die Dachform, die Notwendigkeit von Zugangsmögiichkeiten oder durch die
Dachfläche vorhandene Elemente (z. B. Dachfenster, Gauben, Kamine, Belüftungsvorrichtun-
gen, Leitern für Kaminkehrer etc. ) begründet sind. Anlagen für unterschiedliche Nutzung der
Sonnenenergie (Insbes. Solarthermie und Photovoltaik) können nebeneinander installiert wer
den.

(4) Die Anlagen zur Nutzung von Solarthermie müssen innerhalb einer Nutzungsgruppe (Solar-
thermie oder PV- Anlagen) ein einheitliches Erscheinungsbild haben.

(5) Erlaubt sind ausschließlich entspiegelte Module ohne Umrandung oder mit einer der Paneel
Farbe entsprechenden Umrandung. Glänzende Rahmen sind nicht möglich.

(6) Die Paneele sind nur in Grau- und Schwarztönen sowie bei roten Dächern auch ziegelrot
möglich.

(7) Solardachziegel und In-Dach-Solarmodule sind zulässig. Sie sind farblich entsprechend der
bestehenden Dacheindeckung auszuführen.

(8) Auf Garagen, überdachten Stellplätzen und Nebengebäuden ist ein Aufständern mit maximal
30 Grad Neigung auf der straßenabgewandten Seite zulässig.

(9) Solaranlagen an Balkonen (sog. Balkonkraftwerke) sind nur auf der straßenabgewandten
Seite zulässig.

§23

Außenantennen, Leitungen und Kabel, Klimageräte, Wärmepumpen

(1) Je Gebäude ist nur eine Satellitenschüssel/ Parabolspiegel zulässig. In Ausnahmefällen kann
eine Abweichung gestattet werden.



(2) Antennenanlagen und Satellitenschüssel sind nur im vom öffentlichen Straßenraum aus nicht
einsehbaren Bereich zulässig. Ist dies aus technischen Gründen nicht möglich, sind diese in
die Dachfläche zu integrieren oder zumindest farblich der Dachfläche anzugleichen.

(3) Leitungen und Kabel müssen verdeckt verlegt und dürfen nicht offen über Fassaden oder
Mauern geführt werden.

(4) Klimageräte dürfen an Straßenfassaden nicht montiert werden.

(5) Bei der Installation von Wärmepumpen und der Auswahl des Anbringungsorts am Gebäude
gilt es, eine bestmögliche Vereinbarkeit erneuerbarer Energien mit den Belangen des Erhalts
eines schützenswerten und erhaltungswürdigen Ortsbildes zu erzielen. Voranging sollten An-
bringungsorte gewählt werden, die das Erscheinungsbild nicht nachteilig beeinträchtigen, zum
Beispiel, wenn baulich möglich auf der straßenabgewandten Seite oder in Bereichen.'die vom
öffentlichen Straßenraum nicht oder so gut wie nicht einsehbar sind.

§24

Außenanlagen, Gestaltung unbebauter Flächen, Beleuchtung

(1) Unbebaute Flächen bebauter Grundstücke müssen gegrünt und gepflegt werden. Die privaten
Freiflächen sollen aus ökologischer und gestalterischer Sicht mit einheimischen Gewächsen
begrünt werden. Schottergärten sind unzulässig.

(2) Für befestigte Hofeinfahrten und Innenhöfe sind Pflasterbeläge zu verwenden bzw. sind die
als wassergebundene Decke auszuführen. Als Material denkbar sind Natursteinpflaster, Pflas-
ter mit breiten begrünten Fugen, offenporiges Ökopflaster und Schotterrasen. Die Versiege-
lung mit Bitumen, Asphalt oder Beton ist nicht erlaubt.

(3) Vom öffentlichen Straßenraum aus einsehbare Gärten und Vorgärten dürfen nicht als Arbeits-
flächen und Lagerflächen genutzt werden.

(4) Mülltonnen und Container sind im privaten Bereich - von öffentlichen Bereichen nicht einseh-
bar- unterzubringen (z. B. in Wandnischen, Heckennischen oder hinter Rankgerüsten).

(5) Zur Vermeidung von Lichtverschmutzung sind Außenbeleuchtungen ausschließlich auf not-
wendige Verkehrsflächen zu beschränken. Diese sind nach Möglichkeit mit Energiesparlam-
pen auszuführen.

(6) Außenbeleuchtungen dürfen nicht dauerhaft leuchten und nur für die zur Nutzung des Ver-
kehrsweges notwendige Zeitdauer angeschaltet sein. Es sind ausschließlich Leuchtmittel zu
verwenden, die nur eine geringe Lockwirkung auf Insekten ausüben (z. B. warme LED- Leuch-
ten). Die Beleuchtung von Gartenanlagen, Bäumen und Fassaden ist nicht gestattet.

§25

Einfriedungen

(1) Historische Einfriedungs- und Einfassungsmauern sind zu erhalten oder zu erneuern. Das
Aufbrechen der Mauern fürZufahrten kann im Einzelfall auf Antrag als Abweichung genehmigt
werden, die Öffnungen sind dann zwingend wieder mit Hoftoren zu versehen.

(2) Stützmauern, Einfriedungs- und Einfassungsmauern sind nur als Bruchsteinmauem aus Na-
turstein oder als verputzte Mauern zulässig. Die Mauerkrone ist mit geeignetem Mörtel abzu-
dichten oder mit Ziegeln oder großformatigen Natursteinplatten abzudecken, bei verputzten
Mauern sind auch nicht glänzende Kupfer- oder Zinkblechabdeckungen möglich.



(3) Einfriedungen sind nur mit senkrechtstehenden Brettern oder Latten zulässig, außerdem sind
Zäune in gusseiserner- und schmiedeeiserner Ausführung sowie offene Stabgitterzäune aus
Doppelstabmatten erlaubt. Die maximale Höhe darf 1,60 m grundsätzlich nicht überschreiten.

(4) Durchgehende Sichtschutzstreifen, Rohrmatten, Kunststoffplatten und ähnliches sind unzuläs-
sig. Desgleichen die Verwendung von Stacheldraht.

(5) Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe ist die Geländehöhe am Straßenrand bzw.
am Nachbargrundstück.

(6) Die Einfriedungen zur Straßenfront müssen dem Orts-, Landschafts- und Straßenbild ange-
passt werden. Grelle Farben sind unzulässig.

(7) In Ausnahmefällen und nur nach vorheriger Absprache mit der Gemeinde sind gestalterische
Elemente zulässig.

(8) Sichtflächen an Kreuzungen, Einmündungen von Straßen und unübersichtlichen Stellen sind
von jeder Bepflanzung und Lagerung von Stoffen von mehr als 0, 80 m Höhe über der Stra-
ßenoberkante freizuhalten.

§26

Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.

(2) Werbeanlagen dürfen nur an der Fassade als Flachtransparent, aufgemalte Schriften oder in
Form von Auslegerschildern angebracht werden. Flachwerbungen können aus Einzelbuchsta-
ben oder zusammenhängenden Schriftzügen bestehen und sind unmittelbar auf der Fassade
anzubringen (ohne Trägerplatte) und max. 1,00 m auskragen.

(3) Die Anbringung von Werbeanlagen an Einfriedungen, Türen und Toren ist nicht zulässig.

(4) Schaufenster / Fenster dürfen zu Werbezwecken dauerhaft nur zu max. 0 % der Fensterflä-
ehe beklebt werden.

(5) Je Betrieb ist nur eine Werbeanlage zulässig.

(6) Flachtransparente sind nur parallel zur Fassade zulässig.

(7) Werbeanlagen sind nur oberhalb der Fenster des Erdgeschosses und unterhalb der Fenster
des ersten Obergeschosses zugelassen. Auslegerschilder dürfen auch oberhalb der Brüstung
des 1. OG angebracht werden.

(8) Die Gesamtbreite derWerbeanlage darf 60 % der Gebäudelänge nicht überschreiten Die
Werbeanlage muss sich auf die Fassadensymmetrie beziehen und mit dieser harmonieren.

(9) Werbeanlagen können aus Stein, auf den Putz aufgemalte Schriften, nicht glänzendem Metall,
Schmiedeeisen, Holz oder Kunststoff bestehen.

(10) Bei Leuchtwerbungen dürfen nur durchscheinende Schriften und Symbole verwendet werden,
die aus Einzelelementen angefertigt sind. Ebenso sind hinterleuchtete Einzetbuchstaben
möglich. Infoscreens an öffentlichen Einrichtungen können ausnahmsweise zugelassen wer-
den.

(11) Nicht zulässig sind: Blink- und Wechselbeleuchtung, grelle Farben, flächige
Leuchtkästen, dauerhaft angebrachte Transparente bzw. Fahnen und animierte Werbungen.

(12) Warenautomaten und Briefkästen sind an der Gebäudefassade anzubringen und dürfen de-
ren Erscheinungsbild durch ihre Größe, Material- und Farbwahl nicht beeinträchtigen.



§27

Abweichungen

(1) Von den Vorschriften können Abweichungen nach Art. 63 BayBO von der Gemeinde Hausen
erteilt werden Der schriftliche Antrag auf Abweichungen ist zu begründen. Abweichungen be-
dürfen der schriftlichen Genehmigung.

§28

Ordnungswidrigkeiten

(1) MitGeldbuße bis zu 500:000  kann. 9emäß Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 der Bayerischen Bauordnung
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften dieser Satzung zuwiderhan-
delt.

§29

Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 18. 09. 1991 außer Kraft.

(3) Veröffentlicht im Mitteilungsblatt am

Hausen. den20. 10.2025

FriedolinLink

1. Bürgemneist
Gemeinde Hausen

(Siegel)

Anlagen 2:
. Lageplan Geltungsbereich Gmk. Hausen M: 1:3000
. Lageplan Geltungsbereich Gmk. Roth M: 1:3000


